
Von Martin Wein

Oldenburg. Nach Schätzungen des Instituts
der Deutschen Wirtschaft entgehen Unter-
nehmen pro Jahr 20 Milliarden Euro Um-
satz, weil sie Stellen für Ingenieure, Infor-
matiker und Naturwissenschaftler nicht be-
setzen können. 70000 Stellen blieben 2007
unbesetzt. Eine davon hätte Irene Fröhlich
gerne gehabt. Doch das Studium der
Deutschstämmigen aus Tadschikistan gilt
hierzulande nichts, ihr Abschlusszeugnis
ist wertlos. Mit dem in Europa bislang ein-
zigartigen neuen „Studienprogramm Infor-
matik für Migranten“ der Universität Ol-
denburg soll sich das jetzt ändern.

„Wir müssen unser Bild von Migranten än-
dern“, sagt Rolf Meinhardt vom Interdiszipli-
nären Zentrum für Bildung und Kommunika-
tion in Migrationsprozessen (IBKM) der Ol-
denburger Hochschule. „Statt sie nur als
hilfsbedürftige Flüchtlinge zu sehen, sollten
wir darauf schauen, welche Fertigkeiten
und Qualifikationen sie mitbringen.“ Kopf-
schüttelnd erzählt der Professor von einem
Chefarzt aus Kasachstan, der in Hannover
eine Stelle als Hilfskrankenpfleger antreten
musste. Seine Zeugnisse und Referenzen
wurden nicht anerkannt, der Mann wurde
automatisch als ungelernte Arbeitskraft ein-
gestuft. „Das ist nicht nur entwürdigend,
sondern auch eine gewaltige Verschwen-
dung an geistigen Ressourcen“, sagt Mein-
hardt, der sich seit mehr als zwei Jahrzehn-
ten mit der Thematik befasst. Während hie-
sige Mitarbeiter einer Baumschule etwa
eine defekte Maschine einfach in die Werk-

statt brächten, schaue ein Traktorist aus der
ehemaligen Sowjetunion erst einmal selbst
unter die Motorhaube. „Es gibt bei Migran-
ten viel verstecktes Wissen, auf das wir nur
zugreifen müssen“, glaubt Meinhardt.

Ähnlich ist es bei Irene Fröhlich. 1963 in
Kujdyschew geboren, hat sie zehn Semester
Betriebswirtschaft und Informatik in Ta-
dschikistans Hauptstadt Duschanbe stu-
diert und anschließend als Diplom-Inge-
nieur-Ökonomin in einem Staatsbetrieb für
die Wartung von Bussen und
Landmaschinen gearbeitet. „Ich
war dafür zuständig, Arbeitspro-
zesse EDV-gestützt zu optimie-
ren“, erzählt sie. Im Februar
1989 ging sie mit Ehemann Ed-
mund und ihrem ersten Sohn Ar-
thur nach Deutschland: „Die
Lage war angespannt. Nationa-
listen wollten Tadschikistan für
sich, wir Deutsche waren da-
mals schlecht gelitten.“ In der
Gemeinde Belm im Osnabrücker Land
wurde die Familie heimisch. Glücklich
wurde sie nicht. „Es war, als ob ich ein gan-
zes Leben in der alten Heimat gelassen
hätte“, sagt Fröhlich. Von ihren Kenntnis-
sen wollte niemand etwas wissen. Manche
schmunzelten über die „Ökonomin“ aus
dem abgewirtschafteten Sozialismus. So
pflegte Irene Fröhlich ihre Mutter, machte
eine Fortbildung bei SAP und schließlich
2003 eine Umschulung zur Bürokauffrau.
Kurzzeitig fand sie eine Stelle als Regional-
sekretärin der evangelisch-lutherischen Kir-
che, bezahlt vom Arbeitsamt.

Inzwischen sitzt die 46-Jährige wieder in
Hörsälen. Im Herbst hat sie als eine der ers-
ten fünf Teilnehmerinnen und Teilnehmer
das Oldenburger Studienprogramm Infor-
matik begonnen. In zwei bis drei Semestern
soll sie ihren Master of Science in der Ta-
sche haben, der europaweit akzeptiert wird.
Wer weniger qualifiziert ist, kann auch in
drei bis sechs Semestern den Bachelor an-
streben. Zwei halbe Stellen hat die Hoch-
schule geschaffen, um die bis zu 20 Studie-

renden pro Jahrgang kompetent
zu begleiten. Eine promovierte
Informatikerin aus Moskau und
eine Psychologin geben Hilfe-
stellung bei der Auswahl der
Lehrveranstaltungen und not-
falls auch speziellen Förderun-
terricht etwa in Programmier-
sprachen. „Ich habe noch nie so
motivierte Studenten erlebt“, er-
zählt Meinhardt, „die wollen
schon im ersten Semester das

Thema ihrer Master-Arbeit besprechen.“
So richtig eingeschlagen ist das Oldenbur-

ger Studienprogramm noch nicht mit fünf
statt 20 Studierenden. Meinhardt sieht dafür
vor allem finanzielle Gründe: „Viele Bewer-
ber leben von Hartz IV, sollen aber die vol-
len Studiengebühren von 720 Euro pro Se-
mester zahlen.“ Die Bundesagentur für Ar-
beit habe sich bislang außerstande gesehen,
diese Kosten als Fortbildung zu bezahlen.
Die Betroffenen hätten ja bereits einen gülti-
gen Studienabschluss, lautet die Argumen-
tation. Dass der in Deutschland nicht aner-
kannt wird, spielt dabei keine Rolle.

Lüneburg (dpa). Ein Ehepaar aus Höfer im
Kreis Celle will die weitere Flutung des
Schachtes Mariaglück unter seinem Grund-
stück mit Lauge aus industriellem Giftmüll
verhindern. In einem Verfahren gegen die
Betreiber des 1977 stillgelegten Kaliberg-
werkes forderte es gestern vor dem Lünebur-
ger Landgericht, die Flutung per Einstweili-
ger Verfügung zu stoppen. Seit 2001 wer-
den in die Hohlräume des Bergwerks Lau-
gen mit Filterrückständen aus Müllverbren-
nungsanlagen und Lauge aus dem maroden
Atommülllager Asse gepumpt. Die Familie
befürchtet Austritte ins Grundwasser, mit
dem sie ihren Gemüsegarten beregnet.

Bergrechtlich sei die Befüllung der mehr
als 800 Meter tief liegenden Hohlräume zu-
gelassen, stellte der Richter in dem Zivilver-
fahren fest. Die Betreiber halten demnach
auch die öffentlich-rechtlichen Grenzwerte
ein. Vertreter des Bergwerkeigners K+S AG
erklärten vor Gericht, der Salzstock sei abso-
lut sicher, es könne keine Austritte geben.
Die Lauge sei nur als gefährlich eingestuft,
weil sie eine hohe Salzkonzentration auf-
weise und Inhaltsstoffe aus Müllverbren-
nungsanlagen stammten. Laut K+S kom-
men bis zu sieben Prozent der Lauge aus
dem Atommülllager Asse bei Wolfenbüttel
und den Müllverbrennungsanlagen.

Die Bundesrepublik
Deutschland wird 60.
Was waren die großen
Momente der vergange-
nen sechs Jahrzehnte?

Menschen aus Bremen und Niedersachsen
erinnern sich in persönlichen Momentauf-
nahmen.

Ingrid Wettberg ist Vorsitzende der mit
600 Mitgliedern bundesweit größten Libera-
len Jüdischen Gemeinde Hannover: „Die
Bundesrepublik
Deutschland wird
60. Persönlich
hätte ich es nie-
mals für möglich
gehalten, dass es
in Deutschland
nach der Shoa wie-
der möglich sein
würde, jüdisches
Leben aufzu-
bauen. Aber nach
60 Jahren werden
wieder Synago-
gen gebaut und
für mich ist es das
Größte, dass die Liberale Jüdische Ge-
meinde „Etz Chaim“ hier in Hannover am
25. Januar 2009 ihr neues jüdisches Bil-
dungs- und Kulturzentrum mit Synagoge
einweihen konnte. Allerdings gibt es auch
einen Wermutstropfen, nämlich, dass jüdi-
sche Einrichtungen immer noch Polizei-
schutz brauchen.“

Von Michael Ahlers

Hannover. Post vom Präsidenten haben Ab-
geordnete von CDU und SPD bekommen.
Der Inhalt des Schreibens lautet kurzgefasst
so: Leute packt die Sachen, ihr müsst aus eu-
ren Büros, und das möglichst gestern.

Es geht noch nicht um den Teilneubau
des Landtags, der wegen der Finanzkrise oh-
nehin fraglicher denn je geworden ist. Es
geht, wie Präsident Hermann Dinkla (CDU)
unheilvoll schreibt, um „Renovierungsarbei-
ten“ im sogenannten Kammerflügel des
Landtags. Da die Arbeiten vom Einbau
neuer Fenster bis hin zu Elektroarbeiten
sehr umfangreich seien, müsse der gesamte
Kammerflügel ab Mai für zirka sechs bis sie-
ben Monate geräumt werden, sagt Dinkla.
Betroffen sind 13 CDU- und sieben SPD-Ab-

geordnete, darunter alle stellvertretenden
Vorsitzenden und wissenschaftlichen Mitar-
beiter der CDU-Fraktion sowie Teile der
Landtagsverwaltung. Die CDU-Prominenz
und die wissenschaftlichen Mitarbeiter sol-
len in zwei Etagen des Landtags-Nebenge-
bäudes ziehen. Das aber ist bereits voll be-
legt, sodass wiederum Abgeordnete für die
Neuankömmlinge weichen müssen.

Wer nicht auf einem Einzelbüro besteht,
kann ins nahe „Forum“ – frühere Verwal-
tungsräume des Landesmuseums – umzie-
hen. Bis zu 12 Einzelbüros gäbe es außer-
dem in einem Behördengebäude. Doch das
ist weit vom Schuss. Der Plan, die Abgeord-
neten in Containern auf dem Landtagspark-
platz unterzubringen, ist längst vom Tisch:
Der Parkplatz ist klein, der EDV-Anschluss
der Container-Büros wäre teuer.

60 Jahre
BUNDESREPUBLIK

DEUTSCHLAND

Achim (chb). Das Gymnasium am Markt
(GamMa) gestaltet seinen Pausenhof um.
30000 Euro sollen in den kommenden zwei
Jahren in das Projekt fließen. Für die jungen
Schüler werden Spielmöglichkeiten ange-
schafft, für die älteren Pennäler gibt es künf-
tig mehr Sitzgelegenheiten und Ruhezonen.

Politiker packen ihre Sachen
Verdrängungswettkampf wegen Renovierung des Landtagsgebäudes

Telefon: 04 21 ·36 71 3205
Telefax: 04 21 ·36 71 1028
E-Mail: niedersachsen@weser-kurier.de

Von Irena Güttel

Oldenburg. Gut zuhören konnte der 16-jäh-
rige Sebastian schon immer. „Wenn meine
Freunde Probleme haben oder Streit mit je-
mandem, kommen sie zu mir", erzählt der
Oldenburger Schüler. Seit ein paar Jahren
nutzt er sein Talent, um Streitigkeiten auf
dem Schulhof zu schlichten. Seine Aufgabe
ist es, zwischen den Streithähnen zu vermit-
teln und ihnen beim Lösen ihres Problems
zu helfen. Das erfordert viel Einfühlungsver-
mögen. „Man muss sich in andere reinver-
setzen können, darf dabei aber nie die Dis-
tanz verlieren“, sagt Sebastian.

An 69 Schulen gibt es nach Angaben des
Oldenburger Präventionsrats mittlerweile
Schülerstreitschlichter wie Sebastian und
speziell zu Vermittlern ausgebildete Lehrer.
„Das ist bundesweit spitze“, betont der Vor-
sitzende Gerd Koop. Gestern trafen sich 350
Schüler und 50 Lehrer aus Oldenburg, Del-
menhorst und Rastede, um ihre Erfahrun-
gen auszutauschen und Ideen zu entwi-
ckeln. Auf dem Programm standen 27 Work-
shops, die sich unter anderem mit Mobbing,
gewaltverherrlichender Musik oder blut-
rünstigen Computerspielen beschäftigten.

Gerade die Schülerstreitschlichter spie-
len nach Ansicht der Experten eine wichtige
Rolle, wenn es darum geht, die Gewalt unter
Jugendlichen einzudämmen. „Gewaltprä-
vention findet immer weniger in Familien
statt“, erklärt Ulrike Heinrichs, Leiterin des
Oldenburger Fortbildungszentrums.

Einer neuen Studie des Kriminologischen
Forschungsinstituts Niedersachsen zufolge
geht in Europa zwar die Gewalt an Schulen
zurück. In Oldenburg beobachtet die Polizei
aber einen gegenläufigen Trend. Von 2007
bis 2008 stieg die Zahl der angezeigten Kör-

perverletzungen an Schulen um zehn Pro-
zent auf 500, wie Polizeivizepräsident Die-
ter Buskohl erläutert. Davor dürfe man die
Augen nicht verschließen – vor allem ange-
sichts des Amoklaufs von Winnenden. „Wir
brauchen eine Kultur des Hinsehens.“

Ein Blutbad wie an der baden-württem-
bergischen Realschule können Schülerstreit-
schlichter wahrscheinlich nicht verhindern.
Doch sie wollen den Experten zufolge die
Chance nutzen, Anzeichen bei ihren Mit-
schülern frühzeitig zu erkennen. Das meint
auch Sebastian: „Wenn wir merken, dass
sich ein Schüler abkapselt, sprechen wir ihn
an.“ Obwohl die Streitschlichter bei den
meisten Schülern ein hohes Ansehen genie-
ßen, macht sich der 16-Jährige damit nicht
nur Freunde. „Ich bekomme schon mal
blöde Sprüche. Aber das ist mir egal.“

»Das ist eine
gewaltige

Verschwendung
an geistigen
Ressourcen.«

Rolf Meinhardt,
Universität Oldenburg

Auf dem Marinefliegerhorst in Nordholz (Kreis Cuxhaven) laufen die Vorbereitungen für den Einsatz am Horn von Afrika. Fregattenkapitän Mario
Kaiser wird neuer Kommandant der deutschen Soldaten in Dschibuti. Hinter ihm steht der Seefernaufklärer vom Typ P-3C Orion, der im April die
deutsche Fregatte „Mecklenburg-Vorpommern“ im Kampf gegen den internationalen Terrorismus ablösen wird.  FOTO: DPA

Ingrid Wettberg. FOTO: FR

Ehepaar will Flutung stoppen
Hausbesitzer kämpfen gegen Giftmülllauge im Schacht Mariaglück

Lemwerder (gj). Aus dem Neubeginn
wurde nichts – am Ende der Jahreshauptver-
sammlung des SV Lemwerder stand der
Rücktritt zweier Vorstandsmitglieder. Streit-
punkt war die Ausgabenpolitik der Fußball-
Abteilung. Schatzmeister Harald Scharfen-
berg trat auch gleich aus dem Verein aus.

Streit auf dem Pausenhof: Eine Mitschülerin ver-
sucht zu schlichten.  FOTO: DPA

Nordholzer Marineflieger rüsten sich für Einsatz am Horn von Afrika

Bassum (bek). Schwere Verletzungen hat
ein 44 Jahre alter Autofahrer gestern Mor-
gen bei einem Verkehrsunfall in Bassum-Kä-
tingen erlitten. Laut Polizei wollte der Bre-
mer einen Sattelzug auf der Bundesstraße
51 überholen, als dessen Fahrer gerade im
Begriff war, nach links abzubiegen. Der
Schaden wird auf 15000 Euro geschätzt.

Lüneburg (dpa·jr). Die Hansestadt Lüne-
burg muss einen Umzug von Rechtsextre-
men am Ostersonnabend, 11. April, zulas-
sen. Das Verwaltungsgericht gewährte ges-
tern vorläufigen Rechtsschutz gegen ein
von der Stadt ausgesprochenes Versamm-
lungsverbot. Die Kommune könne lediglich
die Route des Zuges ändern, um Zusammen-
stöße zu verhindern, hieß es. Die Demonstra-
tion von 150 Rechten unter dem Motto „Ge-
gen linke Gewalt“ soll durch die Innenstadt
führen. Eine große Gegendemonstration
des DGB und des Netzwerks gegen rechts
ist geplant. Am 11. April 1945 waren in Lüne-
burg 80 jüdische Häftlinge eines Gefange-
nentransportes ermordet worden. Die Poli-
zei in Hannover hat einen dort für den 1.
Mai geplanten Rechten-Umzug verboten.

Worpswede (des). Die Befürchtung, die
Dorfbevölkerung könnte „gänzlich verwil-
dern“, wenn es für sie kein Gotteshaus in
der Nähe gibt, soll vor 250 Jahren den An-
stoß gegeben haben, in Worpswede die Zi-
onskirche zu errichten. An diesem Sonntag
eröffnet Landesbischöfin Margot Käßmann
die Jubiläumsfeiern mit einem Gottesdienst.

Verden(asi). Wegen Untreue durch Unter-
lassen in 369 Fällen ist ein Obergerichtsvoll-
zieher aus Nienburg gestern vom Landge-
richt Verden zu einer Freiheitsstrafe von ei-
nem Jahr und zehn Monaten auf Bewäh-
rung verurteilt worden. Die Staatsanwalt-
schaft hatte zwei Jahre gefordert, der Vertei-
diger um eine kombinierte Haft- und Geld-
strafe nachgesucht, die dem 62-Jährigen
noch seine Pensionsansprüche erhalten
würde. Die erste große Strafkammer stützte
sich bei der Strafzumessung wesentlich auf
das Gutachten des psychiatrischen Sachver-
ständigen und sprach von einem „sehr trau-
rigen Fall“. Matthias Eibach hatte dem
mehr als 30 Jahre lang tadellos wirkenden
Justizangestellten familiäre und psychische
Probleme sowie eine „zwanghafte Persön-
lichkeit“ und Anfälle von Depressionen at-
testiert. Das Gericht hielt dem Angeklagten
nicht nur sein umfassendes Geständnis, son-
dern auch seine „überdurchschnittlichen“
Bemühungen um Schadenswiedergutma-
chung zu Gute. „So eine Strafe wäre sonst
nicht möglich gewesen“, sagte der Vorsit-
zende Richter.

30000 Euro für neuen Schulhof

Delmenhorst (ute). Das neuere der beiden
Delmenhorster Wasserwerke wird erweitert
und modernisiert. Es soll künftig rund 80 Pro-
zent der benötigten Verbrauchsmenge lie-
fern. Zum Ausbau gehört auch ein Wasser-
erlebnispfad. Das 100 Jahre alte erste Werk
soll dagegen voraussichtlich im kommen-
den Jahr außer Betrieb gehen.

Osterholz-Scharmbeck (tel). Nach über 40
Jahren als Geschäftsleiter des Amtsgerichts
Osterholz-Scharmbeck geht Heinz Meyer
Ende dieses Monats in den Ruhestand. Sein
Nachfolger steht bereits in den Startlöchern.
Am 1. April übernimmt der 36-jährige Cord
Stöver die Aufgaben des Geschäftsleiters in
Osterholz-Scharmbeck.

Weyhe (bau). 250 Quadratmeter Solarzel-
len, die Strom ins öffentliche Netz einspei-
sen, sollen bald auf dem Dach der KGS
Kirchweyhe installiert werden. Für die Pho-
tovoltaikanlage werden finanzkräftige Bür-
ger gesucht, die sich an der Investition betei-
ligen.

Verden (asi). Hinter den Foxhounds der Nie-
dersachsenmeute her geht morgen die Früh-
jahrsjagd durch den Verdener Stadtwald.
Das Stelldichein ist ab 9.30 Uhr an der Stub-
bendorff-Reithalle. Ross und Reiter müssen
auf der zehn Kilometer langen Strecke zahl-
reiche natürliche Hindernisse bewältigen.

REDAKTION NIEDERSACHSEN

Osnabrück (dpa). Mit Rückgabe der letzten
Kaserne haben sich die britischen Streit-
kräfte gestern endgültig aus Osnabrück ver-
abschiedet. Die Flagge Großbritanniens,
der Union Jack, wurde an der Kaserne am
Limberg im Beisein von Osnabrücks Ober-
bürgermeister Boris Pistorius (SPD) feierlich
eingezogen. Seit dem Ende des Zweiten
Weltkriegs gehörten die Soldaten des König-
reichs zum Stadtbild. Die Osnabrücker
Kaserne am Limberg diente als Logistikein-
heit und bot zusätzliche Einrichtungen wie
Kindergarten, Kirche und ein zollfreies Ein-
kaufszentrum. Ende Januar 2006 hatten die
Briten den Abzug aus der Garnisonsstadt be-
schlossen.

Eklat beim SV Lemwerder

Autofahrer schwer verletzt

Lüneburg muss Umzug
der Rechten zulassen

Bischöfin eröffnet Feierlichkeiten

Bewährungsstrafe für
Obergerichtsvollzieher

„Unsere Synagoge
ist das Größte“

Gemeindevorsitzende Ingrid Wettberg

Wasserwerk wird erweitert

Amtsgericht verabschiedet Leiter

Sonnenstrom mit Bürgerhilfe

Jagd durch den Stadtwald

Gute Aussicht für Migranten
Oldenburg bietet Informatik-Studienprogramm bei nicht anerkannten Abschlüssen

Britische Streitkräfte
holen Union Jack ein

Schüler helfen Streithähnen
An 69 Oldenburger Schulen gibt es Vermittler / „Bundesweit spitze“
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